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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr, 371/67/EWG des Rates zur Festsetzung der 
Erstattung bei der Erzeugung von Getreide- und Kartoffel- 
stärke und Quellmehl. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Driidü: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 371/67/EWG des Rates zur 
Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung von Getreide- 
und Kartoffelstärke und Quellmehl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^') und 
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis'^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 und insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 371/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 zur Festsetzung der Erstattung bei der 
Erzeugung von Getreide- und Kartoffelstärke und 
QuellmehM), geändert durch die Verordnung Nr. 
852/67/EWG'") bestimmt in Artikel 1, auf welche 
Höhe die Preise, zu denen sich die betreffenden 
Industrien mit den Grundstoffen versorgen können, 
durch diese Erstattungen gebracht werden muß; 
diese Verordnung sieht in Artikel 2 Absatz 2 vor, 
daß, falls die Weltmarktpreise der Grundstoffe 
wesentlich und für längere Zeit die festgesetzten 
Beträge nach Artikel 1 dieser Verordnung über- 
schreiten, eine Ausfuhrabschöpfung zum Ausgleich 
des Unterschieds zwischen den Preisen innerhalb 
der Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen ein- 
geführt werden kann. 

Getreide-, Kartoffelstärke und Quellmehl der 
Tarifnummern 11.08 AI, III, IV und V des Gemein- 
samen Zolltarifs sind untereinander weitgehend 
substituierbar und konkurrieren miteinander; daher 
ist die Möglichkeit vorzusehen, eine Ausfuhr- 
abschöpfung für sämtliche dieser Erzeugnisse fest- 
zusetzen; die Preise für die' in Artikel 1 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 317/67/EWG genannten Grund- 
erzeiignisse sind übrigens die Berechnungsgrund- 
lage für die Abschöpfungen und Erstattungen bei 
der Ausfuhr dieser Erzeugnisse. 

Außerdem kommen Kleber und Glukose der 
Tarifniimmern 11.09, 17.02 B II und 17.05 B des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, die aus der Verarbeitung von 
Getreide- und Kartoffelstärke gewonnen wurden. 


Vorteile zugute, die sich aus der Gewährung der 
Erstattung bei der Erzeugung ergeben; daher ist es 
zweckmäßig, auch diese Erzeugnisse der Abschöp- 
fungsregelung bei der Ausfuhr zu unterwerfen. 

Die Störungen auf den Märkten der Drittländer, 
die man durch die Erhebung einer Ausfuhrabschöp- 
fung für den Ausgleich des Unterschieds zwischen 
' dem Preis innerhalb der Gemeinschaft und den 
Preisen auf dem Weltmarkt zu verhindern versucht, 
i können auch entstehen, wenn auf dem Weltmarkt 
; eine erhebliche und vorübergehende Hausse der 
i Preise für die Grundstoffe eintritt - 
! 

j HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

! Artikel 1 

I 

I Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 371 /67/EWG 
j wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

,, 2 . Überschreiten die Preise auf dem Weltmarkt 
für Mais oder Weichweizen wesentlich den 
festen Betrag von 6,80 Rechnungseinheiten, so 
kann eine zum Ausgleich des Unterschieds 
zwischen den Preisen auf dem Weltmarkt und 
den Versorgungspreisen in der Gemeinschaft 
bestimmte Ausfuhrabschöpfung auf die Erzeug- 
nisse der Tarifnummern 11.08 A I, III, IV und V, 
11.09, 17.02 B II und 17.05 B des Gemeinsamen 
Zolltarifs für diese Erzeugnisse eingeführt wer- 
den. Die Kommission setzt die in diesem Absatz 
genannte Ausfuhrabschöpfung fest." 

Artikel 2 

' Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
, Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

I Die Störungen auf den Märkten der Drittländer, 
j Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
j lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
, vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

: =9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

^ 9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
! vom 31. Juli 1967, S. 40 

! '9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 278 
vom 17. November 1967, S. 1 


Brüssel, den 


2 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



